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Liebe Europafreundinnen, liebe Europafreunde, 

Seit Anfang April reflektieren unsere Sonderinformationen das            

Covid-19-Pandemiegeschehen insbesondere unter europäischen           

(d.h. EU-) Gesichtspunkten: 

- Was kann/muss die EU tun, um die Katastrophe einzudämmen? 

- Welche Maßnahmen sind erforderlich, um negative gesellschaftliche,  

   wirtschaftliche und soziale Folgen möglichst gering zu halten? 

- Wie können die Auswirkungen der Krise möglichst schnell überwunden  

   werden? 

- Welche Schlussfolgerungen für Krisenprävention im Allgemeinen und für        

ein koordinierteres Vorgehen im Gesundheitsbereich im Besonderen sind 

zu ziehen und umzusetzen. 

Anfang April, das war auch der Zeitpunkt, wo die Infektionszahlen in 

Deutschland von einem bis dahin exponentiellen Wachstum in ein lineares 

übergegangen sind. Und seit etwa Mitte April wird der Kurvenverlauf 

ständig flacher, d.h. die Zahl der Neuinfektionen nimmt ständig ab.  

Am 7. April hatten wir mit fast 70.000 akut Infizierten (das sind die positiv 

Getesteten abzüglich der Geheilten und der Sterbefälle) einen Höchst-

stand. Seit Anfang Juni liegt diese Zahl ständig unter 10.000, und in 

unserem Bundesland sind es zur Zeit weniger als 20. 

Wir sind also in Deutschland und vor allem auch in Mecklenburg-

Vorpommern relativ glimpflich durch die Krise gekommen, was u.a. dem 

hohen Standard unseres Gesundheitswesens zu verdanken ist.  

Vergleicht man z.B. die Infektionszahlen und die Sterbefälle pro 100.000 

Einwohner mit den Zahlen aus den USA, so sind sie bei uns in beiden 

Fällen um etwa 70% niedriger! 

Bis zum heutigen Tag wurden weltweit mehr als 10 Millionen Menschen 

positiv getestet, über eine halbe Million Sterbefälle sind zu beklagen, und 

die Infektionszahlen wachsen immer noch exponentiell. Global gesehen 

ist also die Krise noch lange nicht vorbei und eine zweite Welle bei uns 

kann niemand völlig ausschließen.  
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Deshalb ist es wichtig - so froh wir alle sind über jeden kleinen Schritt in 

Richtung Normalität, dass wir die erlernten Hygieneregeln zu unserem 

eigenen Schutz und zum Schutz unserer Mitmenschen weiter befolgen. 

Denn die jüngsten Entwicklungen in einigen Schlachtbetrieben und auch 

in der Party-Szene haben gezeigt, dass dort, wo diese Regeln nicht 

eingehalten werden, die Neuinfektionen schlagartig ansteigen. 

Nun beginnt mit dem 1. Juli die deutsche Ratspräsidentschaft. Sie steht 

unter dem Motto „Gemeinsam. Europa wieder stark machen.“ 

 Schwerpunkte der Präsidentschaft sind u.a.: 

- der europäische Wiederaufbau einschl. dem Wiederaufbaufonds  

   (Recovery Fund) 

- die Bewältigung der Corona-Krise (Erforschung, Erprobung und 

Produktion eines Impfstoffes 

- der mittelfristige Finanzrahmen (MFR) 

- die Diskussion um die Zukunft Europas 

Das werden auch die Themen sein, mit denen wir uns vorrangig in 

unseren Veranstaltungen im 2. Halbjahr beschäftigen werden. 

 

Bis dahin bleiben sie alle schön gesund 

 

Ihr  

Jürgen Lippold 
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Luca Jahier, der Präsident des Europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschusses: 

 

„An das Jahr 2020 werden wir uns noch lange erinnern. Die COVID-

19-Pandemie führte zu einer Gesundheits-, Wirtschafts-, Sozial- und 

in manchen Mitgliedstaaten sogar Demokratiekrise, wie es sie seit 

Ende des Zweiten Weltkrieges nicht gegeben hatte. 

2020 wird aber auch als das Jahr in die Geschichte eingehen, in dem 

sich die Europäische Union zu beispiellosen Entscheidungen 

durchgerungen hat, um all das zu tun, was notwendig war, um 

geeint, wettbewerbsfähig und solidarisch zu bleiben. 

In zwei Monaten hat Europa nach anfänglichem Zögern eine 

Kehrtwende vollzogen, die Anfang des Jahres noch undenkbar 

gewesen wäre. 

Ende Februar noch ist der Europäische Gipfel zum neuen 

langfristigen EU-Haushalt am Streit über Kommastellen eklatant 

gescheitert. Bei diesem Babylonischen Sprachgewirr wollten alle 

alles und noch mehr, allerdings mit geringeren Beiträgen und 

größeren Konditionalitäten als bisher.“ 
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„Seit Juli 2019 repräsentiere ich Mecklenburg-Vorpommern im 

Europäischen Parlament. Ich arbeite dort im Kultur-Ausschuss 

(CULT) und koordiniere die Arbeit der Grünen-Europafraktion 

(GRÜNE/EFA) im Ausschuss für Regionale Entwicklung (REGI). 

Ich bin kein Kind des Ostens, aber ich habe mir MV als Heimat 

ausgesucht und habe meine Wahl nie bereut. Der wilde Osten ist 

nicht überall gleich. MV ist als das am dünnsten besiedelte 

Bundesland etwas ganz Besonderes. Aber MV hat auch mehr 

verdient. Mehr Rente, mehr Lohn. Mehr Chancen und mehr 

Innovation. Mehr Möglichkeiten für Familien, mehr Infrastruktur für 

Start-ups und Unternehmen, mehr Landschaftsschutz und mehr 

Tourismus, mehr Wertschöpfung auch da, wo das Meer nicht ist. 

Ich will in Europa versuchen, das zu erreichen.“ 

 

 

Niklas Nienass, MdEP 
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Online-Gespräch mit Niklas Nienaß, MdEP, 

am 04.06. 2020 

Die Corona-Pandemie hat einerseits viele Beschränkungen auch in 

der Arbeit unseres Landesverbandes und seines Bildungsringes mit 

sich gebracht, auf der anderen Seite hat sie Anlass zur Nutzung neuer 

digitaler Veranstaltungsformate gegeben. Der 4. Juni 2020 wird ohne 

Zweifel in die Chronik des Landesverbandes eingehen. Zum ersten 

Mal veranstaltete der Landesverband eine Video-Fragestunde mit 

dem für Mecklenburg-Vorpommern schwerpunktmäßig zuständigen 

Europa-Abgeordneten Niklas Nienaß, an der Mitglieder des 

Landesvorstandes und weitere Interessierte teilnahmen. Jürgen 

Lippold, der das Ge-spräch moderierte, hob hervor, dass wir damit in 

unserem Verein in MV „digitales Neuland“ betreten. 

Niklas Nienaß sprach zunächst über sein erstes Jahr in Brüssel, das 

von verschiedenen politischen und ökonomischen Krisen-

auswirkungen betroffen war, dass aber auch den Lernprozess, den 

jeder neue Abgeordnete vollziehen muss, gefördert hat, den er auch 

in den nächsten Jahren intensiv fortsetzen wird. 

Dann standen seine Antworten auf die zum Teil schon vor dem 

Videogespräch als auch auf die im Gespräch selbst aufgeworfenen 

Fragen im Mittelpunkt 

Gefragt wurde nach der aktuellen Stimmung in Brüssel. Niklas Nienaß 

bemerkte dazu, dass zunächst – durch die Corona-Entwicklungen 

bedingt – nationale Alleingänge im Vordergrund standen und sich 

beim Parlament und bei der Kommission unkonzentriertes Verhalten 

zeigte. Doch dann hatte sich das Bestreben verstärkt, auf euro-

päischer Ebene Gemeinsamkeit zu schaffen und eine größere 

„europäische Stimmung“ zu schaffen. Das hinge auch mit den 

vorbereitenden Überlegungen zur „Zukunftskonferenz“ vorhanden, 

auf die er große Hoffnungen setze. Er teilte mit, dass das Parlament 
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durchaus gute Anstöße für die Gestaltung dieser Konferenz und die 

vorbereitende Arbeit der Kommission gegeben habe. Es ginge vor 

allen Dingen um die Schaffung des Initiativrechts des Parlaments und 

um die Diskussion zur Frage der Vertragsveränderungen in der 

Gemeinschaft. Nienaß sah in den zu erwartenden Vorschlägen der 

Zukunftskonferenz eine größere Chance, Diskussionen in den 

Mitgliedsländern ergebnisorientiert zu führen und dabei auch 

nationale Vorbehalte „aufzubrechen“. Nur über den Europäischen 

Rat ließe sich durch das bestehende Einstimmigkeitsprinzip ein 

Nachdenken über künftige Veränderungen nur schwer einzuleiten. 

In diesem Zusammenhang verwies Nienaß darauf, dass durch die 

Coronakrise in Europa besonders sichtbar geworden ist, dass gerade 

die Europäische Kommission im Interesse der Menschen mehr 

Koordinierungsrechte brauche. Dazu gehöre auch die übergreifende 

Verständigung über europaweite Notfallszenarien. Gerade solche 

Fragen unterstützten das positive Zukunftsdenken. Er hob dabei die 

große Bedeutung der Ratspräsidentschaft der Bundesrepublik in der 

zweiten Hälfte dieses Jahres hervor, die ohne Scheu auch Fragen 

aufwerfen müsse, die “weh tun“, die aber in die öffentliche 

Diskussion gehören. 

Mehrere Fragen berührten die großen finanziellen Pläne zur Über-

windung der Pandemiefolgen. Nienaß sah durchaus noch Schwie-

rigkeiten bei der Finanzierung des Milliardenprogramms. Da eine 

Erhöhung der „Mitgliedsbeiträge“ der EU-Länder kaum zu erwarten 

sei, liege der Schwerpunkt bei der Entwicklung der Eigeneinnahmen 

der EU. Dazu gehörten die Ausgestaltung einer Digitalsteuer, die 

Durchsetzung der Finanztransaktionssteuer, eine eventuelle CO2-

Steuer und auch eine Plastiksteuer. Wenn diese Frage der Eigenmittel 

der EU nicht positiv gelöst werden könnte, würden tatsächlich 

erhebliche Finanzierungsprobleme des anspruchsvollen „Erholungs-

programms“ entstehen. Angesprochen auf die Haltung der „frugalen 

Vier“ betonte Nienaß, dass er deren Haltung beschämend empfinde, 
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dass er dafür vorgebrachte Argumente als Scheinprobleme ansehe. 

Gleichzeitig aber sah er Fortschritte beim Weiterdenken auch in 

diesen Ländern. 

Natürlich ging Nienaß auch auf die notwendigen Entwicklungen aus 

der spezifischen Sicht von Mecklenburg-Vorpommern ein. Hier setzte 

er klare Schwerpunkte. In den Vordergrund stellte er die Unter-

stützung der Tourismuswirtschaft, wobei der naturnahe Tourismus 

sicher ein großer Standortvorteil für das Land sei. Auch die Werften 

in MV müssten bei der Wahrnehmung ihre Standortvorteile 

unterstützt werden. Gleichzeitig verwies er darauf, dass man bei allen 

Zukunftsvorstellungen und -plänen auch sehen müsse, dass MV mehr 

als das Meer zu beachten habe. Er hob als einen gewichtigen 

Schwerpunkt die Unterstützung der Landwirtschaft hervor. Dabei 

orientierte er darauf, dass der Hauptsinn der Landwirtschaft darin 

bestehe, die Ernährung der Bevölkerung und die Einkommen der in 

der Landwirtschaft Tätigen zu sichern. Dazu bedürfe es verschiedener 

Entwicklungen, die von der Veränderung der Förderpolitik durch die 

EU und der Überwindung von Einseitigkeiten in der landwirt-

schaftlichen Produktion bis zu einer wesentlich stärkeren 

Orientierung auf regionale Produkte reichen. 

Durchgängig spielte in diesem Gespräch auch der weitere Ausbau der 

Digitalisierung in allen gesellschaftlichen Bereichen eine große Rolle 

bei der zukünftigen Entwicklung gerade in MV. 

Zusammenfassend kann man sicher sagen, dass die erste „Video-

Veranstaltung“ in unserem Landesverband als Erfolg verbucht 

werden kann. Es war ein Anfang, der ausbaufähig ist. Wir werden mit 

Sicherheit Schlussfolgerungen zur Ausweitung dieses Veranstaltungs-

formats und zur Qualitätssteigerung solcher und ähnlicher Runden zu 

ziehen haben. Dazu gehört auch die vergrößerte Beteiligung an 

entsprechenden Veranstaltungen. 

Joachim Gasiecki 
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Der italienische Minister für Europäische 

Angelegenheiten V. Amendola am 26. 05. 2020               

über die Debatten zum EU-Konjunkturpaket 

Herr Amendola, der französisch-deutsche Vorschlag für ein Konjunkturpaket 

enthält einige Forderungen, die neun EU-Länder schon im März angesprochen 

hatten. Was halten Sie von der neuen Position Deutschlands? Erhöht sich 

jetzt der Druck auf die „sparsamen“ Länder? 

Seit März hatten wir auf europäischer Ebene viele wichtige Entscheidungen zu 

treffen. Die EZB, die Kommission und auch die 27 Mitgliedsstaaten haben über 

das SURE-Programm, den ESM und die EIB drei Sicherheitsnetze geschaffen. 

Jetzt fehlen uns noch die letzten entscheidenden Schritte: ein ehrgeiziger EU-

Haushalt und ein Wiederaufbaufonds [„Recovery Fund“]. Seit März sind viele 

Schritte unternommen worden: Die EU macht Fortschritte, auch bei den 

zentralen Fragen zum Recovery Fund, nämlich wie und für welche Zwecke er 

entwickelt werden soll. Die deutsche Position in dem gemeinsamen Brief mit 

Frankreich stellt klar, dass Geldmittel auf dem Markt aufgenommen werden – 

das heißt [EU]-Verschuldung – und zugunsten der am stärksten von der 

Pandemie betroffenen Sektoren und Länder eingesetzt werden müssen. 

Aber reicht dies aus, um die Opposition der „Sparsamen Vier“ (Österreich, die 

Niederlande, Dänemark und Schweden) zu überwinden? 

Ich habe mit den Europaministern aller vier Länder gesprochen. Ich erklärte 

dabei, dass Italien dieses Bild „Sparer gegen Verschwender“ ablehnt. Italien ist 

ein EU-Gründungsmitglied, ein wichtiger Pfeiler und ein Nettozahler der EU. 

Unser Ziel ist es, die Integrität des europäischen Binnenmarktes zu verteidigen. 

Dessen Vorteile kommen allen Ländern zugute, auch und gerade den 

„Sparsamen“.  Das Dokument der sparsamen Staaten ist zu defensiv im Hinblick 

auf dieses Ziel einer Verteidigung und Reform des Binnenmarktes. 

Wie sollen diese Schulden und auch der künftige EU-Haushalt finanziert 

werden?  

Selbst für die „Sparsamen“ ist klar, dass die Mittel des Recovery Fund auf dem 

Markt gefunden werden müssen. Niemand zweifelt mehr an der Notwendigkeit 

einer Schuldenemission. Dies ist ja ein historischer Kampf und war Vorschlag 

von vielen großen europäischen Persönlichkeiten, schon seit Delors [Jaques 
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Delors, EU-Kommissionspräsident 1985-1995]. Am 23. April haben wir einen 

Kompromiss in dieser Richtung erzielt: Es gab eine gemeinsame Antwort der 27 

Mitglieder. Diesmal verpflichteten sich die 27 Mitgliedsstaaten gemeinsam – 

und nicht nur die EZB – alles zu tun, was nötig ist: „Whatever it takes“. 

Es ist klar, dass die Kommission die Mittel verwalten sollte. Die Kommission 

nimmt eine Rolle ein, die sie noch nie zuvor innehatte. Das Ganze muss klug 

verwaltet werden, um den Binnenmarkt zu unterstützen und zu erneuern. 

Aufgrund des Einstimmigkeitsprinzips im EU-Rat benötigen die Länder aber 

viel mehr Zeit zum Handeln als die supranationalen Institutionen, wie 

beispielsweise die EZB und die Kommission. Die Juncker-Kommission hatte 

bereits vorgeschlagen, in Steuerfragen und in der Außenpolitik endlich zur 

Abstimmung mit qualifizierter Mehrheit überzugehen. Befürwortet Italien 

solche Vorschläge? 

Ja, wir sind dafür. Sie erinnern sich vielleicht daran, dass [der italienische 

Kommissar Paolo] Gentiloni schon zu Beginn der Legislaturperiode vorschlug, 

Artikel 116 EUV zu nutzen, um das Einstimmigkeitsprinzip beim Thema Steuer-

harmonisierung zu überwinden. Es besteht auch innerhalb der gegenwärtigen 

Verträge die Möglichkeit, einen Mechanismus einzuführen, der nicht dem 

Vetorecht [jedes einzelnen Staates] unterliegt. Diese Vetos sind es, die das 

Vorankommen des EU-Reformprozesses blockieren. 

Und die Konferenz zur Zukunft Europas? Ist sie noch ein sinnvolles Instrument 

– oder ist es inzwischen notwendig, sich schnellstmöglich auf eine Reform der 

Verträge zu konzentrieren? 

Es gibt dazu eine laufende Debatte, auch im Rat für Allgemeine 

Angelegenheiten. Der Zeitplan der kroatischen Ratspräsidentschaft musste 

geändert werden, und wir hoffen, dass die deutsche Präsidentschaft [dieses 

Thema] nun angehen wird. 

Aber die Zukunft Europas wird sich vor allem in den kommenden zwei Monaten 

entscheiden. Die Frage ist, wie wir gemeinsam die durch die Pandemie 

verursachte Rezession angehen werden. Darüber müssen wir uns klar werden. 

Die Zukunft Europas beruht auf seiner wirtschaftlichen und politischen 

Widerstandsfähigkeit sowie auf der Einheit und Einigkeit der 27 

Mitgliedstaaten in dieser beispiellosen Krise – der schwersten und intensivsten 

in der Geschichte unseres Kontinents. 
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(Aus: EURAKTIV Italien – The Capitels Newsletter vom 26 05. 2020) 

Das Wiederaufbauprogramm der Europäischen 

Kommission vom 27. 05. 2020 
Kommissionschefin Ursula von der Leyen verteidigt die Maßnahmen 

als „Pakt der Generationen“ 

 

In einer Rede vor dem Europaparlament sprach sie über die 
Gründung der Europäischen Union nach dem Zweiten Weltkrieg und 
die Erweiterungen nach dem Ende des Ost-West-Konflikts. „Heute 
erleben wir unseren eigenen definierenden Moment“, sagte sie in 
einer Sondersitzung des Parlaments. In ihrer Rede stellte die 
Politikerin das geplante Wiederaufbauprogramm für die 
wirtschaftliche Erholung Europas nach der Corona-Krise vor. Geplant 
ist ein Paket in Höhe von 750 Milliarden Euro. Davon sollen 500 
Milliarden Euro als nicht rückzahlbare Zuwendungen und 250 
Milliarden Euro als Kredite fließen. Für das Paket sollen im Namen 
der Europäischen Union über Anleihen Kredite am Kapitalmarkt 
aufgenommen und über Jahrzehnte gemeinsam getilgt werden. Die 
Maßnahmen bezeichnete von der Leyen als Pakt der Generationen. 
Die Corona-Krise erfordere heute Investitionen in beispiellosem 
Ausmaß, sagte sie. „Aber wir müssen das so angehen, dass die 
nächste Generation morgen davon profitiert.“ Sie sprach von einem 
„entscheidenden Moment“ für ihre Generation. Die Pandemie stelle 
den Kontinent vor immense Herausforderungen, kein Land könne die 
wirtschaftlichen Folgen im Alleingang reparieren. „Das ist Europas 
Moment. Unsere Bereitschaft zum Handeln muss mit den 
Herausforderungen Schritt halten, mit denen wir alle konfrontiert 
sind.“ Das von von der Leyen entworfene Programm fällt noch 
deutlich größer aus als eine deutsch-französische Initiative für ein 
500-Milliarden-Euro-Paket. Daneben will von der Leyen einen 
regulären mehrjährigen Finanzrahmen für die Jahre 2021 bis 2027 im 
Umfang von rund einer Billion Euro vorschlagen.  
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Mit dem Wiederaufbauplan soll die schlimmste Rezession in Europa seit 
dem Zweiten Weltkrieg bewältigt werden. Wegen des zeitweiligen 
Stillstands während der Pandemie wird die Wirtschaft in der EU nach 
einer offiziellen Prognose dieses Jahr um 7,4 Prozent schrumpfen. 
Einige Länder wie Italien, Spanien und Griechenland hat es besonders 
hart getroffen. Die EU-Staaten haben bereits ein gemeinsames 
Sicherheitsnetz mit Kredithilfen von bis zu 540 Milliarden Euro 
gespannt. Das Programm zur wirtschaftlichen Erholung im Rahmen des 
Haushaltsplans ist nun der nächste Schritt. Das Neue: Die über Kredite 
finanzierten Mittel sollen überwiegend als Zuwendungen an die EU-
Staaten vergeben werden, die nicht die Empfänger, sondern alle 
gemeinsam zurückzahlen. 
 
Von der Leyens Wiederaufbauplan ähnelt dem deutsch-französischen 
Konzept. Auch von der Leyen will das Programm mit Krediten 
finanzieren. Dafür sollen die EU-Staaten mit Beitragszusagen zum 
Haushalt garantieren. Im Fachjargon: Die Eigenmittelobergrenze soll 
drastisch erhöht werden. Die Schulden sollen dann über Jahrzehnte aus 
dem EU-Budget abgestottert werden. Dabei sollen nach dem Willen der 
EU-Kommission neue eigene Einnahmen für die EU aus Steuern und 
Abgaben helfen. Im Gespräch ist eine Ausweitung des Europäischen 
Emissionshandels sowie eine Digitalsteuer oder eine Plastikabgabe. 
Dass aus Krediten stammendes Geld als Zuwendung und nicht nur als 
rückzahlbares Darlehen an Krisenstaaten fließen soll, stößt bei einigen 
EU-Ländern auf Widerstand. Österreich, die Niederlande, Schweden 
und Dänemark – die „Sparsamen Vier“ – haben gemeinsam Einspruch 
erhoben. 
 
Der Entwurf sieht 1,1 Bio. Euro allgemeine Haushaltsmittel für die Jahre 
2021 bis 2027 vor. Hinzu kommen weitere 750 Mrd. Euro für das 
Aufbauprogramm „Next Generation EU“. Für dessen Finanzierung will 
die Kommission Anleihen an den Märkten platzieren, für die die 
Mitgliedstaaten garantieren. „Das ist eine dringliche und außerge-
wöhnliche Notwendigkeit in einer dringlichen und außergewöhnlichen 
Krise“, sagte von der Leyen. Die langfristigen Darlehen sollen von 2028 
an zurückgezahlt werden und spätestens 2058 getilgt sein. 
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Recovery Plan: Das revolutionäre Moment 
 
In der Nacht des 14. Juli 1789 weckte der Herzog von La 
Rochefoucauld-Liancourt König Ludwig XVI. von Frankreich, um ihm 
mitzuteilen, dass die Bastille gestürmt und ihr Kommandant getötet 
worden war. „Aber das ist ja eine Revolte!,“ entfuhr es dem König. 
„Nein, Sire, das ist eine Revolution,“ antwortete ihm der Großmeister 
der königlichen Garderobe. 

Der historische Vergleich mag hinken, doch der Wiederaufbauplan 
von Ursula von der Leyen ist in vielerlei Hinsicht nicht nur eine 
Revolte gegen die Dogmen, die bisher in der Europäischen Union 
herrschten. Er hat in der Tat einige geradezu revolutionäre Aspekte. 
So ist beispielsweise die Aussicht, dass bald Einnahmen über eine 
Digital-steuer oder einen Teil des CO2-Emissionshandelssystems 
erzielt werden könnten, ein Element einer neuen europäischen 
Realität, die sich im Fahrwasser des Konjunkturprogramms langsam 
herauskristallisiert. Faktisch bedeuten derartige Einnahmen nämlich, 
dass ein Teil des EU-Haushalts künftig nicht mehr von den nationalen 
Staatskassen abhängig wäre, sondern die Kommission selbst Steuern 
einziehen könnte. Und während das Konjunkturprogramm auch eine 
Wiederkehr des deutsch-französischen „Motors“ in der EU darstellt – 
„endlich!“, möchte man hinzufügen -, spiegelt es vor allem einen 
tiefgreifenden Wandel innerhalb der bundesdeutschen Politik wider. 
“Wenn Deutschland Italien und Spanien hilft, dann helfen wir damit 
uns selbst – und zwar nicht nur wirtschaftlich, sondern auch politisch-
kulturell,” sagte Söder darin. Und: „Wenn wir jetzt zögern, droht ein 
zweiter Brexit in Italien. 

Welch ein himmelweiter Unterschied im Vergleich zu Berlins 
Unnachgiebigkeit während der letzten Krise vor einem Jahrzehnt! 
Diese Änderung der deutschen Sichtweise an sich ist wahrhaft 
revolutionär. 

(Aus einem Artikel von Claire Stam in EURAKTIV-Deutschland vom 28. 05. 2020) 
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Die deutsche Ratspräsidentschaft – 

Eine Krisenpräsidentschaft 
 

„Die Erwartungen an die deutsche Präsidentschaft sind mit der 

Corona-Krise noch einmal gestiegen“, heißt es in dem Dokument, das 

Bundeskanzlerin Angela Merkel am 27. Mai den Fraktionsspitzen im 

Europäischen Parlament übermittelt hat. Ein Satz fasst die Schwierig-

keit der Aufgabe für Berlin zusammen: „Während des Vorsitzes muss 

Deutschland auf die Krise und ihre ökonomischen und sozialen 

Auswir-kungen flexibel reagieren und dennoch wichtige 

Zukunftsthemen weiter vorantreiben.“ 

„Die kommende deutsche Ratspräsidentschaft wird im Zentrum des 

europäischen Wiederaufbaus stehen. Wir sind überzeugt, dass dies 

der richtige Zeitpunkt ist, um unsere Union zu stärken”, sagte der 

Präsident des Europäischen Parlaments Sassoli gestern nach einem 

Video-Treffen mit Merkel.  Der Bundesregierung wird die schwierige 

Aufgabe zukommen, die Verhandlungen über den am heutigen 

Mittag von Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 

vorgestellten Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) und den Recovery 

Fund erfolgreich zu führen. Nun müssen die „Frugalen Vier“ 

überzeugt werden. Diese Aufgabe fällt Berlin zu.  Die Verhandlungen 

zum MFR werden, wie es in dem Schreiben der Bundesregierung an 

die Fraktionsspitzen heißt, „viel Aufmerksamkeit fordern“. Dies 

dürfte nicht nur dadurch bedingt sein, dass einzelne Staaten bereits 

im Vorfeld der heutigen Präsentation angekündigt haben, Zuschüsse 

nicht mittragen zu wollen. Denn nach Angaben von Michael Roth 

(SPD), Staatsminister für Europa im Auswärtigen Amt, soll zukünftig 

auch eine enge „Verbindung zwischen EU-Mitteln und Klimaschutz 

und Rechtsstaatlichkeit“ gestärkt werden.  
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Sanierung könnte in die Annalen eingehen! 

 „Ein altes Mehrfamilienhaus, in dem 27 Parteien wohnen, wurde von 
einem Sturm heimgesucht und der Verwalter (die EU-Kommission) 
schlägt zusammen mit einigen einflussreichen Bewohnern (Deutsch-
land und Frankreich) vor, gemeinsam einen Kredit aufzunehmen, um 
das Haus zu sanieren. In diesem Mehrfamilienhaus hat jedoch ein Teil 
der Bewohner ordentlich gewohnt, schon längst die Fenster und 
Heizkörper ausgetauscht, während die Anderen nur Tapeten über die 
Risse in den Wänden geklebt haben. ... Das meiste Geld muss für 
deren Wohnungen ausgegeben werden und den größten Teil müssen 
die bezahlen, die die Pflege ihrer Wohnungen ernstgenommen haben 
und von dem Sturm nicht so stark betroffen sind. ... Wenn es 
gelingen sollte, diese Sanierung durchzuführen, wird diese EU-
Kommission in die Geschichte eingehen.“   

(Evaldas Labanauskas auf dem litauischen Onlineportal „Delfi“  vom 

28. 05. 2020)  

#### 

 „Neuen Schocks nicht hilflos begegnen!“ 

 „Die Komplexität der Welt, die wir aufgebaut haben, setzt uns 
systemischen Schocks verschiedener Art und Größenordnung aus. ... 
In den letzten zwanzig Jahren gab es drei: den 11. September, der 
mit kulturellen und religiösen Spannungen zusammenhing, die von 
Globalisierungsprozessen ausgelöst wurden; die Finanzkrise von 
2008, die die Unzulänglichkeit der globalen Finanzsysteme offen-
barte; und nun Covid, das sich innerhalb weniger Wochen in der 
ganzen Welt ausgebreitet hat. ... Wir wissen, dass uns in den 
kommenden Jahren weitere Schocks treffen werden. Das bedeutet, 
dass wir uns rechtzeitig vorbereiten müssen, mit den erforderlichen 
Investitionen und Umstrukturierungen, (z. B. im Gesundheitswesen 
oder im Schuldenmanagement).“ 

(Mauro Magatti/Italien, Soziologe und Ökonom, in „Corriere della 

Sera“) 
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Eine Lese-Empfehlung 

 
Dirdie Corona-Krise hat unsere Art zu leben ins Wanken gebracht. 

Dies geschieht keineswegs zum ersten Mal – und wird sich bestimmt 

wiederholen. Die Ärzte und Medizinhistoriker Heiner Fangerau und 

Alfons Labisch erörtern Pandemien samt Covid-19 in ihren 

historischen, aktuellen und künftigen Dimensionen und diskutieren 

die Fragen: Hat die Welt so etwas wie die derzeitige Pandemie schon 

einmal erlebt? Was sind die sozialen, historischen und kulturellen 

Hintergründe von Pandemien? Und worauf müssen wir uns künftig 

persönlich, als Gesellschaft und im Gesundheitswesen einrichten, 

wenn wir unsere Lebensart bewahren wollen? Wer Pandemien und 

die Corona-Krise mit all ihren Facetten verstehen will, muss zu 

diesem Buch greifen. 

 

Pest und Corona 

Pandemien in Geschichte, Gegenwart und Zukunft 
Heiner Fangerau, Alfons Labisch  

Herder Verlag, 2020 

192 Seiten 

  
 Das erste fachübergreifende Buch, das uns hilft, die vielen 

Dimensionen von Corona einzuordnen 

International renommierte Experten ziehen Lehren aus Geschichte 
und Gegenwart für die Zukunft 

Ein historischer Blick, gepaart mit biologischem, soziologischem und 
epidemiologischem Knowhow 

 
(Nach einer Verlags-Mitteilung) 
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Kontaktaktbeschränkungen werden bis zum 29. Juni 

verlängert 
 

Bund und Länder haben sich auf eine Verlängerung der wegen der 

Corona-Pandemie verhängten Kontaktbeschränkungen bis Ende Juni 

verständigt. Die Maßnahmen sollen bis zum 29. Juni gelten, wie das 

Bundespresseamt am Dienstagabend mitteilte. 
 

Die von den Chefs der Staatskanzleien und Kanzleramtsminister 

Helge Braun (CDU) erzielte Einigung sieht gewisse Lockerungen vor. 

Demnach können die Länder ab dem 6. Juni erlauben, dass sich bis zu 

zehn Menschen oder die Angehörigen zweier Haushalte im öffent-

lichen Raum treffen dürfen. Es werde weiterhin empfohlen, „die Zahl 

der Menschen, zu denen man Kontakt hat, möglichst gering zu halten 

und den Personenkreis möglichst konstant zu belassen“. Auch bei 

privaten Treffen zu Hause in geschlossenen Räumen sollten die 

Hygiene- und Abstandsregeln eingehalten werden, hieß es in dem 

Bund-Länder-Beschluss. Die Zahl der Gäste solle an der „Möglichkeit 

zur Einhaltung der Abstandsregel bemessen werden“. 
 

Auch eine ausreichende Belüftung sei wichtig. Wenn möglich sollten 

private Zusammenkünfte im Freien abgehalten werden, da hier ein 

erheblich geringeres Infektionsrisiko bestehe. Dem nun vereinbarten 

Beschluss liege die Erkenntnis zugrunde, dass die Zahl der 

Neuinfektionen mit dem neuartigen Coronavirus auch einen Monat 

nach Beginn der Lockerungsmaßnahmen auf niedrigem Niveau liege. 

„Dieser Erfolg beruht wesentlich darauf, dass in allen relevanten 

Bereichen Abstands- und Hygieneregeln umgesetzt und eingehalten 

worden sind“, hieß es in dem Papier. 

Die einzelnen Bundesländer werden weitgehend selbst zu 

entscheiden haben, welche Schritte sie bei der weiteren Lockerung 

der Schutz-maßnahmen gehen. 
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WELT-Chefredakteur Ulf Porschardt  

zur ökonomischen Situation in Deutschland 
„Während im Kanzleramt die Große Koalition über Eckpunkte für ein 

milliardenschweres Konjunkturprogramm berät, haben die Finanz-

märkte bereits entschieden. Geht es nach ihren Akteuren, wird 

Deutschland die Corona-Krise in der zweiten Jahreshälfte 2020 oder 

spätestens in der ersten Hälfte 2021 hinter sich lassen. Darauf deutet 

zumindest der jüngste kräftige Kursaufschwung des Deutschen Aktien-

index hin. Am 02. 06. 20 hat der Leitindex zum ersten Mal seit dem 4. 

März wieder über der Marke von 12.000 Punkten geschlossen. Damit 

steht er zwar immer noch mehr als 1.000 Punkte niedriger als Anfang 

des Jahres, hat sich von seinem Pandemie-Tief vor zweieinhalb 

Monaten aber bereits mehr als 40 Prozent erholt. ‚Von Sorglosigkeit im 

Januar zu Panik im März und Optimismus heute‘, umschreibt der 

Chefanlagestratege der Commerzbank, Andreas Hürkamp, den 

Stimmungswechsel an den Märkten. ‚Die fallende Zahl neuer Corona-

Infektionen in Europa und den USA wie auch die weltweit unerwartet 

schnelle Lockerung der Lockdowns treiben die Aktienmärkte nach 

oben‘, so Hürkamp. … Die Corona-Krise bleibt nicht ohne Auswirkungen 

auf den deutschen Arbeitsmarkt. So ist die  Zahl der Arbeitslosen im 

Mai im Vergleich zum April noch einmal um 169.000 auf 2.813 

Millionen Menschen gestiegen. Die Arbeitslosenquote kletterte um 0,3 

Punkte auf 6,1 Prozent, teilte die Bundesagentur für Arbeit am 03. 06. 

20 in Nürnberg mit. Im Vergleich zum Mai 2019 ging die Arbeits-

losigkeit sogar um 577.000 Personen nach oben. ‚Der Arbeitsmarkt ist 

wegen der Corona-Pandemie weiterhin stark unter Druck‘, sagte BA-

Chef Detlef Scheele. Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung seien 

auch im Mai gestiegen, allerdings nicht mehr so stark wie im April. In 

dem Monat war die Zahl der Arbeitslosen um über 300.000 

angewachsen.“ Hinzu kommt: 67.600 Menschen in MV waren im Mai 

arbeitslos gemeldet - 2600 Personen mehr als im Vormonat. 

 

(Aus: „Mittags-Update“ von Ulf Porschardt vom 03. 06. 2020, online) 
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130-Milliarden-Programm für den Weg aus der Krise! 
 

Mit dem Programm sollen die wirtschaftlichen Folgen der Corona-

Epidemie weiter eingedämmt, aber auch Zukunftsinvestitionen in 

Klimaschutz und Digitalisierung vorangebracht werden. Wichtigster 

Teil ist eine Senkung der Mehrwertsteuer bis zum Jahresende. Laut 

Merkel soll der Steuersatz vom 1. Juli an für sechs Monate von 19 auf 

16 Prozent gesenkt werden, der ermäßigte Steuersatz sinkt von 

sieben auf fünf Prozent. Damit solle der Konsum angeregt werden, 

sagte Merkel. Die Maßnahme sei sozial gerecht, weil Umsatzsteuer 

von allen gezahlt werde. Die Koalition verspricht sich davon eine 

breite Wirkung. Die Sozialbeiträge sollen unter 40 Prozent gehalten 

werden. Als zweite Entlastungsmaßnahme beschloss die Koalition, 

die EEG-Umlage durch Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt nicht 

steigen zu lassen. Damit wird sich der Strompreis im kommenden 

Jahr nicht erhöhen. Die Umlage zur Förderung von Ökostrom soll so 

in diesem Jahr bei sechs Cent und 2021 bei 6,5 Cent je 

Kilowattstunde gedeckelt werden. Die Koalition entschied sich gegen 

eine Kaufprämie für abgasarme Benziner und Dieselautos, wie sie die 

Automobil-Standorte Bayern, Niedersachsen und Baden-

Württemberg gefordert hatten. Unternehmen werden durch ein 

Bündel steuerlicher Maßnahmen weiter entlastet. Insgesamt besteht 

das Programm aus 57 Maßnahmen. Durch das Konjunktur-paket wird 

Deutschland nach Ansicht von Scholz und Söder auch nicht dauerhaft 

überschuldet. Es sei eine große Summe vereinbart worden, die aber 

wegen der Rücklage des Bundes vertretbar sei, sagte der bayerische 

Ministerpräsident. Viele der beschlossenen Maßnahmen seien 

außerdem befristet. „Wir setzen auf das Anspringen der Konjunktur“, 

sagte Söder. „Wir wollen mit Wumms aus der Krise kommen“, sagte 

Scholz. 

(Aus „EURAKTIV“ nach einem Beitrag aus dem „Tagesspiegel“) 



 
21 

 

Wird Polen zum Nettozahler? 

 
Laut zwei unabhängigen Berechnungen, die von Bloomberg und dem 

Leibniz-Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) in 

Mannheim erstellt wurden, könnte Polen einen erheblichen Beitrag 

zu dem von Bundeskanzlerin Angela Merkel und dem französischen 

Präsidenten Emmanuel Macron vorgeschlagenen Konjunkturpro-

gramm in Höhe von insgesamt 500 Milliarden Euro leisten. 

Bloomberg schreibt, Polen dürfte in den kommenden Jahren 

zwischen 2,3 und 4,5 Milliarden Euro (0,4 bis 0,8 Prozent seines 

Netto-BIP) zahlen. Die Schätzungen basieren auf der jüngsten 

Wirtschaftsprognose der Europäischen Kommission: Demnach wird 

das polnische BIP dieses Jahr zwar um 4,3 Prozent zurückgehen, 2021 

aber schon wieder um 4,1 Prozent steigen. Ähnlich sieht es das ZEW, 

das davon ausgeht, dass Polen künftig zu den Nettozahlern in der EU 

gehören wird – insbesondere, wenn als Kriterium für die Verteilung 

von Geldern das Ausmaß der coronabedingten Rezession als 

Grundlage verwendet wird. 

(Mateusz Kucharczyk, EURACTIV - Polen) 

 

 
[Die operativen Haushaltssalden der Mitgliedsstaaten im Haushalt der 

Europäischen Union können negativ oder positiv abschließen. Ein negativer 

Wert bedeutet, dass ein Land mehr Geld zum EU-Haushalt beiträgt, als es an 

Mitteln aus diesem erhält; ein positiver Wert, dass mehr Geld von der EU 

empfangen als an sie gezahlt wird. Staaten der ersten Gruppe werden als 

Nettozahler, Länder der zweiten Gruppe als Nettoempfänger bezeichnet. 

Bisher gehörte Polen zu den Nettoempfängern. Abhängig ist diese Einordnung 

von der Entwicklung des nationalen Bruttoinlandsprodukts – BIP.] 
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Wenn man Schutz vor dem Coronavirus ignoriert! 

 
„Statt mit Covid-19 diagnostizierte Personen zur Selbstquarantäne 
aufzurufen und die Gemeinde um Hilfen für die Erkrankten zu bitten, 
gab sich Pastor Franklin Ndifor aus Kamerun als Prophet und Heiler 
aus, der Covid-19 mittels Handauflegen heilen könne. Nach dem 
Kontakt mit zahlreichen Infizierten erkrankte Ndifor schwer und ver-
starb letzte Woche 39-jährig in seinem Haus in Bonabéri bei Douala 
am Virus. 
 
Pastor Franklin Ndifor war Kopf der Kingship International Ministries 
Church. Bekannt wurde er auch durch seine Kandidatur für das Präsi-
dentenamt im Jahre 2018. Er selbst sah sich als Prophet und Heiler 
an. Seinen Gläubigen hatte Ndifor erklärt, eine Infektion mit Covid-19 
durch bloßes Handauflegen heilen zu können. Nach dem engen 
Kontakt mit zahlreichen bestätigt mit Covid-19 infizierten Personen, 
die sich von ihm Heilung erhofften, fühlte sich Ndifor selbst krank 
und entwickelte starke Atembeschwerden. Nachdem sich seine 
Situation verschlimmerte, ließ er einen Arzt vom örtlichen 
medizinischen Dienst kommen. Dieser jedoch fand den Pastor bereits 
in einem Koma vor, in welchem er kurz darauf mit nur 39 Jahren 
verstarb.“ 
 

(Hella Camargo auf der Online-Seite „hpd-Humanistischer 
Pressedienst“) 

 

 

„Denker sind Leute, die aufs neue denken, 

und die denken, dass das, was vorher gedacht 

worden war, niemals hinreichend bedacht worden 

war.“  

(Paul Valéry, frz. Dichter) 
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Zur Lektüre eines Buches, dass uns zum Nachdenken anregt: 
Nikil Mukerji/Adriano Mannino: 

„Covid-19: Was in der Krise zählt - 
Über Philosophie in Echtzeit“ 

(RECLAMS UNIVERSAL-BIBLIOTHEK, Nr. 14053. – 2020) 

 
Die beiden Autoren, die sich als Philosophen mit der „Katastrophen-
ethik“ beschäftigen, erklären ihr Anliegen im Vorwort ihrer Schrift: 

„Wir schreiben diesen Essay als kritische Teilnehmer am gegen-
wärtigen Krisengeschehen. … Die Katastrophe erreichte unsere Gesell-
schaft unvorbereitet. Es war dringend Zeit erforderlich, gemeinsam 
über Lösungswege nachzudenken, ohne bereits irreversibel auf eine 
Durchseuchung festgelegt zu sein und eine Überlastung der Intensiv-
medizin zu riskieren. Wir müssen als Gesellschaft klären, wie wir mit 
der Krise mittel- und langfristig umgehen wollen. Vielleicht gelingt es 
uns mit dem vorliegenden Essay, philosophische Denkanstöße zu 
liefern.“ 

Die Autoren gliedern ihre Ausführungen in vier Abschnitte: 
I. Zur Philosophie der Katastrophe 

II. Covid-19: War die Katastrophe vorhersehbar? 
III. Die Katastrophe ist da – was nun? 
IV. Nach der Katastrophe ist vor der Katastrophe 

„Wir können uns in der gegenwärtigen Katastrophenlage das Risiko 
nicht leisten, nach der erfolgreichen Entwicklung eines Impfstoffes auf 
die Einrichtung von Produktionskapazitäten warten zu müssen. … 
Erwägungen in Bezug auf Risikoabsicherung sind im Bereich der 
Entscheidungstheorie und der Risikoethik zu verorten. Das Kernthema 
dieser philosophischen Disziplinen bildet die Frage nach der 
rationalen und ethisch vertretbaren Entscheidung unter Unsicherheit. 
Zur korrek-ten Einschätzung der Unsicherheit bedarf es der 
Epistomologie (Erkenntnistheorie), zu der auch die 
Wissenschaftstheorie gehört.“  
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Was ist das verbindende Element zwischen dem aktuellen 
politischen Chaos in den USA, der selbstreflektierten Einstellung des 

kanadischen Premiers und Europa? 

Die Macht der Worte 

„Denn Worte sind Brücken, die es uns ermöglichen, miteinander zu 
leben. Die Worte eines Politikers bilden (bestenfalls) eine 
Sammlung aus Werten und Überzeugungen, die bürgerliche 
Freiheit, die Hoffnung auf Demokratie und das Vertrauen in die 
Macht von Richtern und Institutionen verbindet. Es ist dieses 
tradierte Bewusst-sein für eine gemeinsame Identität und ein 
Allgemeininteresse, das uns nach wie vor ein Zusammenleben 
ermöglicht. Worte strukturieren darüber hinaus die Art und Weise, 
wie wir reden und wie wir denken. Das heißt auch: Etwas nicht aus- 
oder ansprechen ist gleichbedeutend mit „etwas nicht denken“. … 

Was wir gegenwärtig beobachten und auf schmerzliche Weise 
erleben, ist eine radikale Veränderung dessen, was ein öffentlicher 
Diskurs eigentlich sein sollte … Wir erleben aktuell in den USA und 
auch in Europa, dass politische Bindungen – normalerweise 
Faktoren der gemeinsamen Identität – von den politischen 
Ambitionen lautstark polternder, brutaler Persönlichkeiten mit 
Füßen getreten werden. 

Und diese Personen zögern nicht oder nicht mehr, Gewalt 
anzuwenden, um ihre Vision der Welt durchzusetzen. Diese Vision 
kann nicht unsere sein.“ 

(Claire Stam. Journalistin, in EURAKTIV online, 03. 06. 2020)  
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